
 

18. Wahlperiode 24.11.2022 Drucksache 18/25287 

Drucksachen, Plenarprotokolle sowie die Tagesordnungen der Vollversammlung und der Ausschüsse sind im Internet unter www.bay-
ern.landtag.de - Dokumente abrufbar. Die aktuelle Sitzungsübersicht steht unter www.bayern.landtag.de – Aktuelles/Sitzungen zur Verfü-
gung. 

 

Beschlussempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Verfassung, Recht, Parlamentsfragen und Integration 

1. Gesetzentwurf der Staatsregierung 

Drs. 18/24087 

zur Änderung des Aufnahmegesetzes und des Gesetzes zur Ausführung der 
Sozialgesetze 

2. Änderungsantrag der Abgeordneten Wolfgang Fackler, Josef Zellmeier, 
Prof. Dr. Winfried Bausback u.a. und Fraktion (CSU), 
Florian Streibl, Dr. Fabian Mehring, Gerald Pittner u.a. und Frak-
tion (FREIE WÄHLER) 

Drs. 18/25065 

zum Gesetzentwurf der Staatsregierung zur Änderung des Aufnahmegeset-
zes und des Gesetzes zur Ausführung der Sozialgesetze 
(Drs. 18/24087) 

I. Beschlussempfehlung: 

Z u s t im m u n g  

Berichterstatterin: Petra Guttenberger 
Mitberichterstatter: Horst Arnold 

II. Bericht: 

1. Der Gesetzentwurf wurde dem Ausschuss für Verfassung, Recht, Parlaments-
fragen und Integration federführend zugewiesen. Der Ausschuss hat den Ge-
setzentwurf federführend beraten. 
Der Ausschuss für Fragen des öffentlichen Dienstes und der Ausschuss für 
Staatshaushalt und Finanzfragen haben den Gesetzentwurf und den Ände-
rungsantrag mitberaten. 

Der federführende Ausschuss für Verfassung, Recht, Parlamentsfragen und 
Integration hat den Gesetzentwurf Drs. 18/24087 und den Änderungsantrag 
Drs. 18/25065 endberaten. 

2. Der federführende Ausschuss hat den Gesetzentwurf in seiner 86. Sitzung am 
13. Oktober 2022 beraten und mit folgendem Stimmergebnis:  
 CSU: Zustimmung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Zustimmung 
 AfD: Ablehnung 
 SPD: Zustimmung 
 FDP: Zustimmung 
Z u s t im m u n g  empfohlen. 
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3. Der Ausschuss für Fragen des öffentlichen Dienstes hat den Gesetzentwurf 
und den Änderungsantrag Drs. 18/25065 in seiner 58. Sitzung am 22. Novem-
ber 2022 mitberaten. 
 
Hinsichtlich des Gesetzentwurfes hat der Ausschuss mit folgendem Stimmer-
gebnis:  
 CSU: Zustimmung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Zustimmung 
 AfD: Ablehnung 
 SPD: Zustimmung 
 FDP: Zustimmung 
Z u s t im m u n g  empfohlen, mit der Maßgabe, dass folgende Änderungen 
durchgeführt werden: 

1. In der Überschrift werden die Wörter „des Gesetzes zur Ausführung der So-
zialgesetze“ durch die Wörter „weiterer Rechtsvorschriften“ ersetzt.  

2. Nach § 2 werden die folgenden §§ 3 und 4 eingefügt:  

‚§ 3 

Änderung des Bayerischen Beamtenversorgungsgesetzes 

Nach Art. 114e des Bayerischen Beamtenversorgungsgesetzes (Bay-
BeamtVG) vom 5. August 2010 (GVBl. S. 410, 528, 764, BayRS 2033-1-1-
F), das zuletzt durch Art. 130f Abs. 2 des Gesetzes vom 5. August 2022 
(GVBl. S. 414) und durch § 2 des Gesetzes vom 5. August 2022 (GVBl. S. 
488) geändert worden ist, wird folgender Art. 114f einfügt: 

„Art. 114f 

Einmalige Energiepreispauschale 

(1) 1Versorgungsempfängern und Versorgungsempfängerinnen, die am 
1. Dezember 2022 ihren Wohnsitz im Inland und Anspruch auf Ruhegehalt, 
Witwengeld, Waisengeld oder einen entsprechenden Unterhaltsbeitrag hat-
ten, wird eine einmalige Energiepreispauschale in Höhe von 300 € ge-
währt. 2Die Energiepreispauschale wird nur einmal gewährt. 3Sie steht 
nicht zu, wenn  

1. eine Rente im Sinn des Art. 85 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 oder Nr. 3 oder Alters-
geld im Sinn des Art. 85 Abs. 7 bezogen wird,  

2. nach Art. 84 anzurechnende Versorgungsbezüge bezogen werden oder  

3. ein Anspruch auf eine Energiepreispauschale nach Abschnitt XV EStG 
oder anderen öffentlich-rechtlichen Vorschriften besteht oder bestand. 

4Die Energiepreispauschale ist bei Ruhens-, Anrechnungs- und Kürzungs-
regelungen nicht zu berücksichtigen. 

(2) Die Zahlung der Energiepreispauschale steht für den Fall nachträg-
lich bekannt werdender Tatsachen, nach denen kein Anspruch nach Abs. 1 
besteht, unter dem Vorbehalt der Rückforderung.“ 

 

§ 4 

Änderung des Bayerischen Reisekostengesetzes 

In Art. 6 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 des Bayerischen Reisekostengesetzes 
(BayRKG) vom 24. April 2001 (GVBl. S. 133, BayRS 2032-4-1-F), das zu-
letzt durch § 5 des Gesetzes vom 23. Dezember 2019 (GVBl. S. 724) ge-
ändert worden ist, wird die Angabe „0,35 €“ durch die Angabe „0,40 €“ er-
setzt.‘ 

3. Der bisherige § 3 wird § 5 und wie folgt geändert:  

a) Der Wortlaut wird Satz 1. 

b) Folgender Satz 2 wird angefügt: 
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„2Abweichend von Satz 1 tritt § 4 am 1. Januar 2023 in Kraft.“   

 
 
Hinsichtlich des Änderungsantrags Drs. 18/25065 hat der Ausschuss einstim-
mig Z u s t im m u n g  empfohlen. 
Der Änderungsantrag hat durch die Aufnahme in die Stellungnahme des Aus-
schusses für Fragen des öffentlichen Dienstes seine Erledigung gefunden. 

4. Der Ausschuss für Staatshaushalt und Finanzfragen hat den Gesetzentwurf 
und den Änderungsantrag Drs. 18/25065 in seiner 149. Sitzung am 22. No-
vember 2022 mitberaten. 
 
Hinsichtlich des Gesetzentwurfes hat der Ausschuss mit folgendem Stimmer-
gebnis:  
 CSU: Zustimmung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Zustimmung 
 AfD: Ablehnung 
 SPD: Zustimmung 
 FDP: Zustimmung 
Z u s t im m u n g  zur Stellungnahme des Ausschusses für Fragen des öffentli-
chen Dienstes empfohlen.  
 
Hinsichtlich des Änderungsantrags Drs. 18/25065 hat der Ausschuss mit fol-
gendem Stimmergebnis:  
 CSU: Zustimmung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Zustimmung 
 AfD: Ablehnung 
 SPD: Zustimmung 
 FDP: Zustimmung 
Z u s t im m u n g  empfohlen. 
Der Änderungsantrag hat durch die Aufnahme in die Stellungnahme des mit-
beratenden Ausschusses für Fragen des öffentlichen Dienstes seine Erledi-
gung gefunden. 

5. Der federführende Ausschuss hat den Gesetzentwurf und den Änderungsan-
trag Drs. 18/25065 in seiner 88. Sitzung am 24. November 2022 endberaten. 
 
Hinsichtlich des Gesetzentwurfes hat der Ausschuss mit folgendem Stimmer-
gebnis:  
 CSU: Zustimmung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Zustimmung 
 AfD: Ablehnung 
 SPD: kein Votum 
 FDP: Zustimmung 
Z u s t im m u n g  zur Stellungnahme des mitberatenden Ausschusses für Fra-
gen des öffentlichen Dienstes mit der Maßgabe, dass im neuen § 5 Satz 1 als 
Datum des Inkrafttretens der „16. Dezember 2022“ eingefügt wird, empfohlen.  
 
Hinsichtlich des Änderungsantrags Drs. 18/25065 hat der Ausschuss mit fol-
gendem Stimmergebnis:  
 CSU: Zustimmung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Zustimmung 
 AfD: Zustimmung 
 SPD: kein Votum 
 FDP: Zustimmung 
Z u s t im m u n g  empfohlen. 
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Der Änderungsantrag hat durch die Aufnahme in die Stellungnahme des mit-
beratenden Ausschusses für Fragen des öffentlichen Dienstes seine Erledi-
gung gefunden. 

Petra Guttenberger 
Vorsitzende 

 


